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Teil I – Einkommensteuer 

 
Sachverhalt 1     [24 Punkte] 
 
An der Rohr KG mit Sitz in Stuttgart sind lt. Gesellschaftsvertrag die natürlichen Personen Volker  
(= Komplementär), B und C mit einer Kapitaleinlage beteiligt. Geschäftszweck der KG ist die  
Herstellung und den Vertrieb von Abwasserrohren. Der bisher ermittelte Handelsbilanzgewinn des  
Geschäftsjahres X beträgt 800.000 €. 
 
Volker (60 Jahre alt) ist zu 60 % am Vermögen sowie am Gewinn und Verlust der KG beteiligt. Die  
Gewinn- und Verlustbeteiligung von B und C beträgt je 20 %. Volker und B sind zusätzlich an einer 
Realisierung etwaiger stiller Reserven beteiligt; im Übrigen ist ihre, sich aus dem HGB ergebende Stel-
lung als Komplementär bzw. Kommanditist nicht eingeschränkt. C hingegen ist nicht an den stillen 
Reserven beteiligt und hat aufgrund vertraglicher Vereinbarung nur das Recht, Einsicht in die Bilanzen 
und die Geschäftsbücher zu nehmen; diese Möglichkeit steht auch den anderen Gesellschaftern zu. Die 
Verlustbeteiligung des C beschränkt sich auf die Höhe seiner Einlage. 
 
An dem Anteil von B ist aufgrund vertraglicher Regelung noch D beteiligt. D ist mit 10 % am steuerli-
chen Gewinn und Verlust sowie am Liquidationserlös des B beteiligt. 
 
Die jeweiligen Gewinnanteile wurden allen Beteiligten nach Bilanzerstellung im Frühjahr X+1 auf  
deren Verrechnungskonten gutgeschrieben. 
 
B stellte am 01.07.X der KG ein zu (angemessenen) 3 % verzinsliches Darlehen i.H.v. 40.000 € zur 
Verfügung, welches dort zum Ausgleich des betrieblichen Bankkontos verwendet wurde. In der Han-
delsbilanz der KG wurden die anfallenden Zinsen als Zinsaufwand gebucht. 
 
B betreibt außerdem noch einen eigenen Gewerbetrieb in Form eines Einzelunternehmens. Einen im 
Betriebsvermögen dieses Einzelunternehmens erfassten Lieferwagen hat er ab 01.02.X der KG zu deren 
ausschließlich betrieblicher Nutzung langfristig gegen eine monatliche Zahlung von 200 € überlassen 
(Behandlung als Betriebsausgabe bei der KG / Betriebseinnahme im Einzelunternehmen). Der Liefer-
wagen hat einen Buchwert von 1 € sowie einen Teilwert i.H.v. 2.000 €; die Benzin- und Unterhaltungs-
kosten vom 01.02.X bis 31.12.X beliefen sich auf 2.500 € und wurden in der Buchführung des Einzel-
unternehmens als Betriebsausgabe erfasst; der Gewinn des Einzelunternehmens betrug 30.000 € im 
Wirtschaftsjahr X. 
 
Zur Bestreitung seiner gesellschaftsvertraglich vorgesehenen Beiträge hatte B ein langfristiges Darlehen 
aufgenommen. Die Zinsen beliefen sich im Jahr X auf 5.000 €. 
 
Volker erhält von der KG eine angemessene Haftungsvergütung i.H.v. jährlich 12.000 € sowie eine  
Geschäftsführervergütung i.H.v. monatlich 10.000 €. Diese Beträge wurden von der KG korrekt als 
Aufwand erfasst; die umsatzsteuerliche Behandlung ist nicht zu beanstanden. Außerdem steht Volker 
ein Firmenwagen (Buchwert 20.000 €, Bruttolistenpreis im Jahr der Erstzulassung 65.000 €, jährliche 
Kosten inkl. AfA insgesamt 25.000 €) unentgeltlich zur Verfügung. Nur gelegentlich nutzt er den Pkw 
für seine privaten Zwecke. Von seiner Wohnung fuhr er in X an 230 Tagen mit diesem PKW zum 25 
km entfernten Firmensitz. Lediglich die o.g. Gesamtkosten des Pkw haben bisher den Gewinn als Be-
triebsausgabe gemindert; eine Berücksichtigung der Privatnutzung in der Gewinnermittlung ist unter-
blieben, da Volker das Fahrzeug überwiegend für betriebliche Zwecke nutzt. 
 
  

Prob
ek

lau
su

r



Steuerseminar Dr. Huttegger & Partner  EK - Probeklausur 
 

© Steuerseminar Dr. Huttegger & Partner  - 3 - 

 
Aufgaben: 
 
1.  Klären Sie die gesellschaftsrechtliche und steuerrechtliche Stellung der im Sachverhalt genannten 

Personen. 
 
2.  Ermitteln Sie den steuerlichen Gewinn der Rohr KG für X. 
 
3.  Teilen Sie den steuerlichen Gewinn X auf die Mitunternehmer auf. 
 
Hinweise: 
 
• Aus Vereinfachungsgründen ist auf etwaige umsatzsteuerliche Folgen nicht einzugehen.  
 
• Sofern verschiedene Lösungsmöglichkeiten bestehen, ist das für X günstigste steuerliche Ergebnis 

zu wählen. 
 
• Erforderliche Anträge gelten als gestellt.  
 
• Erforderliche Nachweise und Bescheinigungen liegen vor. 
 
• Auf Cent lautende Beträge sind (auch in Zwischenberechnungen) abzurunden. 
 
• In Zweifelsfällen ist der aktuellen Verwaltungsauffassung zu folgen. 
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Sachverhalt 2     [24 Punkte] 
 
Oskar Ohnesorg (O) mit Wohnsitz in Berlin erwarb mit notariellem Kaufvertrag vom 19.04.X-7 ein 
Mehrfamilienhaus in der Poststraße 10 in Hamburg (Übergang Nutzen und Lasten am 01.05.X-7). Die 
Anschaffungskosten i.H.v. 600.000 € (Grund- und Bodenanteil: 20 %) finanzierte er zum Teil aus einem 
Hypothekendarlehen bei der B-Bank i.H.v. 150.000 € (Zinssatz: 2,5 %, zurück zu zahlen in einer Summe 
am 30.04.X+3), ansonsten aus Eigenmitteln.  
 
Das Mehrfamilienhaus besteht aus drei gleich großen Wohneinheiten und ist seit X-7 an fremde Dritte 
jeweils für eine monatliche Miete von 800 € zzgl. 200 € Umlagen vermietet. Die Mieten gehen jeweils 
pünktlich wie im Mietvertrag vereinbart am 1. Werktag des Monats ein. Die laufenden Grundstückskos-
ten betragen monatlich 700 €. 
 
Nachdem der Mieter des Erdgeschosses fristgerecht zum 30.06.X kündigte, schloss O mit seiner Tochter 
Tanja (T) einen Mietvertrag ab dem 01.07.X ab. T (geb. 08.06.X-28) studiert seit X-4 in Hamburg Tier-
medizin. Da T nebenbei nur einem Teilzeitjob nachkommen kann (monatlicher Arbeitslohn 800 €, kein 
Lohnsteuer- und Sozialversicherungsabzug) beträgt die mit O vereinbarte Miete nur 200 € zzgl. 200 € 
Umlagen. Bis zum 30.06.X haben O und seine Ehefrau Paula (P) ihre Tochter noch mit mtl. 400 € 
unterstützt, was sie zum 01.07.X wegen der günstigeren Miete einstellen konnten. Die Miete i.H.v. 400 
€ überweist T pünktlich zum Monatsersten auf das entsprechende Mietkonto. 
 
Am 15.06.X kommt O mit seiner Ehefrau P überein, das Mehrfamilienhaus ab dem 01.07.X auf gemein-
same Rechnung zu bewirtschaften. Aus diesem Grund gründen sie am 20.06.X eine GbR (OP-GbR). 
Am Gewinn und Verlust der GbR sowie am Vermögen ist O mit 10 % beteiligt und P mit 90 %.  
 
Der notarielle Einbringungsvertrag vom 25.06.X bestimmt, dass O das Grundstück Poststraße 10, Ham-
burg, mit dem darauf lastenden Grundpfandrecht (s.o., Hypothek i.H.v. 150.000 €) und zwei Sparkas-
sendarlehen i.H.v. insgesamt 200.000 € in die OP-GbR einbringt. Die Sparkassendarlehen hatte O zur 
Finanzierung des selbstgenutzten Einfamilienhauses in Berlin, dessen Eigentümer O ist, aufgenommen. 
Die Sparkassendarlehen, für die monatlich 650 € Zinsen gezahlt werden, wurden auf die OP-GbR  
umgeschrieben. Die OP-GbR war seit dem 01.07.X verpflichtet, die Darlehen zu bedienen. Die Einbrin-
gung erfolgt gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten. 
 
Während Nutzen und Lasten am 01.07.X auf die OP-GbR übergehen, erfolgt die Eintragung des Eigen-
tümerwechsels im Grundbuch am 01.08.X.  
 
Die OP-GbR tritt mit Wirkung zum 01.07.X in die von O geschlossenen Mietverträge ein. Die monatli-
chen Mieten werden ab diesem Zeitpunkt auf das Konto der OP-GbR überwiesen. Von diesem Konto 
werden ab 01.07.X auch die laufenden Grundstückskosten sowie die Darlehenszinsen beglichen. 
 
Das Grundstück Postraße 10, Hamburg, hat das gesamte Jahr X über einen Verkehrswert i.H.v. 700.000 
€ (Grund- und Bodenanteil: 20 %). 
 
Aufgabe: 
 
Ermitteln Sie die von O und P aufgrund des vorgenannten Sachverhalts im Jahr X erzielten Einkünfte. 
Darüber hinaus ist auf sonstige das zu versteuernde Einkommen beeinflussende Umstände Stellung zu 
nehmen.  
 
Begründen Sie Ihre Ergebnisse jeweils ausführlich unter Hinweis auf die einschlägigen Rechtsgrundla-
gen. Auf allgemeine Fragen (persönliche Steuerpflicht, Veranlagungsart, Tarif, etc.) ist nicht einzuge-
hen. 
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Hinweise: 
 
• Sofern verschiedene Lösungsmöglichkeiten bestehen, ist das für X günstigste steuerliche Ergebnis 

zu wählen. 
 
• Erforderliche Anträge gelten als gestellt.  
 
• Erforderliche Nachweise und Bescheinigungen liegen vor. 
 
• Auf Cent lautende Beträge sind (auch in Zwischenberechnungen) abzurunden. 
 
• In Zweifelsfällen ist der aktuellen Verwaltungsauffassung zu folgen. 
 
 
Sachverhalt 3     [9 Punkte] 
 
Dieter Delfs (D), ledig, wohnt in Lübeck und ist als selbständiger Bausparkassenvertreter tätig. Daneben 
ist er Eigentümer mehrerer Grundstücke. 
 
Folgender Grundbesitz soll in X+1 an verschiedene Erwerber veräußert werden: 
 
1. Vermietetes Zweifamilienhaus an der Trave, erworben von D in X-3 für 900.000 €; voraussicht-

licher Verkaufserlös 1,1 Mio. €. 
2. Von D in X-2 für Herstellungskosten von 350.000 € errichtetes Einfamilienhaus am Hafen, die 

Anschaffungskosten des X-3 erworbenen Grund und Bodens betrugen 300.000 €. Bei der Ver-
äußerung des Hauses, das er seit der Fertigstellung für eigene Wohnzwecke genutzt hat, können 
voraussichtlich 800.000 € erzielt werden. 

3. Vermietetes Ladengebäude im Industriegebiet, erworben in X-3 für 1,0 Mio. €, voraussichtlicher 
Erlös 750.000 €. 

4. Vermietete Eigentumswohnung in Stockelsdorf. Diese Wohnung hat D am 01.07.X-2 von seiner 
Tante geerbt. Diese hatte die Wohnung am 01.01.X-3 für 280.000 € erworben. Der Verkehrswert 
beträgt 320.000 €. 

 
D gibt zutreffend an, bisher noch nie Grundbesitz veräußert zu haben und dass die zur Veräußerung 
vorgesehenen Objekte seit der Anschaffung zu seinem Privatvermögen gehören. 
 
Soweit die Immobilien vermietet sind, wurden bei der Einkommensteuer Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung erklärt und veranlagt. Die Veranlagungen X-3 bis X wurden vom Finanzamt unter 
Vorbehalt der Nachprüfung (§ 164 AO) durchgeführt. 
 
Aufgabe: 
 
D bittet um Auskunft, ob und ggf. wie die vorgesehenen Veräußerungen ertragsteuerpflichtig sind. 
Nehmen Sie zu der von D gestellten Frage unter Angabe der einschlägigen Bestimmungen gutachterlich 
Stellung. 
 
Hinweise: 
 
• Evtl. Einkünfte sind nicht betragsmäßig zu ermitteln.  
 
• In Zweifelsfällen ist der aktuellen Verwaltungsauffassung zu folgen.  
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 Teil II – Gewerbesteuer  [10 Punkte] 
 
Gesellschaftszweck der Grundstück GmbH & Co. KG (nachfolgend: KG) ist der Erwerb und die Ver-
waltung von Grundbesitz. Komplementärin der KG ist die A-GmbH, die zu 99 % am Gewinn und Ver-
lust sowie Vermögen der KG beteiligt ist. Kommanditist der KG ist Arnim Appel. Alleiniger  
Gesellschafter der A-GmbH ist ebenfalls Arnim Appel.  
 
Die KG verpachtet seit Jahren ein Grundstück mit mehreren Betriebsgebäuden in Nürnberg an die  
B-GmbH, die darin ein Pflegeheim betreibt. Betriebsvorrichtungen werden nicht verpachtet. Die  
B-GmbH ist nach § 3 Nr.20 Bst.c GewStG von der Gewerbesteuer befreit. Alleiniger Gesellschafter der 
B-GmbH ist Bernd Beer. 
 
Für das Jahr X hat die KG folgende Berechnung mit den steuerlich zutreffenden Werten erstellt: 
 

Mieteinnahmen 210.000 € 
AfA auf die Gebäude ./. 44.000 € 
Zinsaufwendungen Bankdarlehen für Grundstückserwerb ./. 23.000 € 
übrige Grundbesitzaufwendungen ./. 50.000 € 
Überschuss/Gewinn 93.000 € 

 
Der zuletzt für das verpachtete Grundstück gegenüber der KG festgestellte Einheitswert nach den Wert-
verhältnissen auf den 01.01.1964 beträgt 90.000 €. 
 
Aufgabe: 
 
1. Prüfen Sie die Gewerbesteuerpflicht der KG und ermitteln Sie bejahendenfalls den Gewerbesteuer-

messbetrag für X. 
 
2.  Nehmen Sie dazu Stellung, ob und ggf. welche gewerbesteuerlichen Änderungen sich ergeben, wenn 

an der B-GmbH anstelle des Bernd Beer die A-GmbH beteiligt ist. 
 
Begründen Sie Ihre Ergebnisse ausführlich unter Angabe der einschlägigen Rechtsgrundlagen. 
 
Hinweise: 
 
• Sofern verschiedene Lösungsmöglichkeiten bestehen, ist das für X günstigste steuerliche Ergebnis 

zu wählen.  
 
• Erforderliche Anträge gelten als gestellt. 
 
• Erforderliche Nachweise und Bescheinigungen liegen vor. 
 
• Auf Cent lautende Beträge sind (auch in Zwischenberechnungen) abzurunden. 
 
• In Zweifelsfällen ist der aktuellen Verwaltungsauffassung zu folgen. 
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 Teil III – Körperschaftsteuer  [33 Punkte] 
 
Sachverhalt: 
 
Die Firma Thiele Fischereibedarf GmbH (F-GmbH) hat ihren Sitz und ihre Geschäftsleitung in St. Peter-
Ording. Gesellschafter sind Andreas Thiele mit einer Stammeinlage von 135.000 € und Emil Enders mit 
15.000 €. Die Stammeinlagen wurden bei der Gründung der F-GmbH (X-10) durch Bareinlagen geleistet 
und gehören bei beiden Gesellschaftern zum Privatvermögen. 
 
Alleiniger Geschäftsführer der F-GmbH ist Andreas Thiele. Er ist von den Beschränkungen des § 181 
BGB befreit. Ferner war ihm der Betrieb des Einzelunternehmens „Thiele Anglerbedarf“ gestattet. 
 
Die F-GmbH versteuert ihre Umsätze nach den allgemeinen Vorschriften des UStG und ist voll zum 
Vorsteuerabzug berechtigt. 
 
Die von der Geschäftsführung der F-GmbH erstellte Handelsbilanz weist zum 31.12.X neben dem  
Gewinnvortrag von 66.100 € einen Jahresüberschuss i.H.v. 155.083 € aus. Hierbei wurden bei der KSt 
die geleisteten Vorauszahlungen für X i.H.v. 20.000 € sowie die SolZ-Vorauszahlungen i.H.v. 1.100 € 
als Betriebsausgaben gebucht. 
 
a) Gehaltszahlung 
 
Andreas Thiele erhielt für die Monate Januar bis September X nach dem rechtsgültig abgeschlossenen 
Anstellungsvertrag ein monatliches Bruttogehalt von 5.000 €, das unter Einbehaltung von LSt und KiSt 
(SolZ fiel nicht an) ausbezahlt wurde und jeweils dem Konto „Gehälter” belastet wurde. Für die Monate 
Oktober bis Dezember X wurde dem Steuerabzug sowie der Auszahlung ein Bruttogehalt von 8.000 € 
zugrunde gelegt. Die Auszahlung wurde jeweils am Monatsende vorgenommen; die einbehaltene LSt 
und KiSt (Kirchensteuersatz: 9 %) wurden fristgerecht abgeführt.  
 
Der Anstellungsvertrag des Geschäftsführers wurde entsprechend dem schriftlichen Beschluss der  
Gesellschafterversammlung vom 17.06.X+1 mit Wirkung vom 01.10.X unter Bezugnahme auf die ent-
sprechende mündliche Vereinbarung der Gesellschafter vom 30.09.X geändert. 
 
Das Gehalt ist der Höhe nach angemessen. Sozialversicherungspflicht besteht nicht. 
 
b) Darlehensgewährung 
 
Die F-GmbH hatte X-5 dem Gesellschafter Enders ein Darlehen i.H.v. 150.000 € zum Bau eines Ein-
familienhauses gewährt, das am 31.12.X+4 in voller Höhe zurückzuzahlen ist. Das Darlehen ist mit 
jährlich 3 % (marktüblich) zu verzinsen und durch eine Grundschuld gesichert. Die in X fälligen Zinsen 
sind fristgerecht bei der F-GmbH eingegangen und wurden zutreffend gebucht. 
 
In der Bilanz zum 31.12.X hat die F-GmbH auf dieses Darlehen eine Teilwertabschreibung in Höhe von 
15.000 € vorgenommen, da sich die Einkommens- und Vermögensverhältnisse der Eheleute Enders  
infolge Scheidung nachhaltig vermindert haben. 
 
c) Erwerb des Einzelunternehmens „Thiele Anglerbedarf“ 
 
Bedingt durch hohe Entnahmen in den Jahren X-5 bis X-1 wies die Bilanz des Einzelunternehmens 
„Thiele Anglerbedarf“ zum 30.06.X neben den Aktiva von 80.000 € und den Verbindlichkeiten von 
230.000 € ein Kapitalkonto von ./. 150.000 € aus. 
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Mit Wirkung zum 01.07.X übertrug Andreas Thiele das Einzelunternehmen auf die F-GmbH, die sich 
als Gegenleistung zu keiner Zahlung an ihn, sondern nur zur Übernahme auf dem übernommenen Be-
trieb ruhender Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen in Höhe von 170.000 € (= Betrag der 
übertragenen Aktiva zzgl. 90.000 €) verpflichtet hat. Grund war die Abgeltung stiller Reserven bei  
einem zum übertragenen Betriebsvermögen gehörenden Grundstück in dieser Höhe. 
 
Bei der F-GmbH wurde deshalb per 01.07.X gebucht: 
 
diverse Aktiva (inkl. Buchwert Grundstück) 80.000 €  an div. Passiva 170.000 € 
Grundstück 90.000 € 
 
Die bei der Übertragung angefallenen Nebenkosten hat die F-GmbH getragen und zutreffend gebucht. 
 
Mit dem erworbenen Betrieb hat die F-GmbH in X unstreitig einen Teil des Gesamtgewinns erzielt. Es 
steht fest, dass im übernommenen Einzelunternehmen am 01.07.X ein Kundenstamm und Know-how 
vorhanden war, deren Wert insgesamt mit 60.000 € zu beziffern ist, während bei den übrigen Wirt-
schaftsgütern des Betriebsvermögens mit Ausnahme des Grund und Bodens (vgl. oben) der Buchwert 
mit dem Verkehrswert identisch war. 
 
Die bei der GmbH bei den übernommenen und bilanzierten Wirtschaftsgütern vorgenommenen  
Abschreibungen wurden zutreffend berechnet und gebucht. 
 
d) Kosten des Vertriebs 
 
In der Zeit vom 14. bis 24.06.X veranstaltete die Nordseefisch-GmbH, mit der die F-GmbH in  
Geschäftsbeziehungen steht, eine Informationsreise für Handelsvertreter nach Island. 
 
Nach dem vorliegenden Reiseprogramm fanden an den 6 Arbeitstagen der Reise jeweils von 9.00 bis 
12.00 Uhr Vorträge zu neuen Methoden des Fischfangs und der Fischverarbeitung statt. Der restliche 
Teil des Tages bzw. der Reise war der Besichtigung touristischer Ziele vorbehalten. 
 
An der Reise nahmen insgesamt 60 Personen teil. Von Seiten der F-GmbH nahmen neben Andreas 
Thiele noch 15 selbständige Handelsvertreter teil, mit denen die F-GmbH langjährige Geschäftsbezie-
hungen unterhält. 
 
In ihrer Gewinnermittlung hat die F-GmbH die ihr von der Nordseefisch-GmbH anteilig weiterbelaste-
ten Kosten der Reise (als Pauschalreise über ein Reisebüro gebucht) in Höhe von 28.000 € gesondert als 
Vertriebskosten gebucht. 
 
Andreas Thiele hat die Gelegenheit genutzt und in Reykjavik/Island einen Empfang gegeben, da er  
seinen 50. Geburtstag feierte. Die hierfür angefallenen Kosten i.H.v. 5.200 € wurden bei der F-GmbH 
ebenfalls als Vertriebskosten gebucht. 
 
e) Beteiligungen 
 
Die F-GmbH ist seit 01.01.X mit einem Anteil von 50 % am Gewinn und Verlust sowie am Vermögen 
als Kommanditistin an der Bielenberg-KG, Bremerhaven, beteiligt. 
 
Für den Erwerb dieser Kommanditanteile hat die F-GmbH insgesamt 70.000 € aufgewendet und am 
02.01.X auf das Bankkonto des Helmut Huber überwiesen, dessen Anteile sie übernommen hat. Mit der 
Zahlung wurde der Anspruch des Huber bezüglich des von ihm voll einbezahlten Kommanditkapitals 
(40.000 €) sowie die anteilige Veräußerung des Firmenwerts abgegolten, da bei den übrigen Wirtschafts-
gütern der Buchwert mit dem gemeinen Wert/ Teilwert identisch ist. 
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Die F-GmbH führt in der o.g. KG das bisherige Kommanditkapital fort, so dass dort bezüglich des  
Gesellschafterwechsels keine Änderungen veranlasst waren, sondern lediglich das Kapitalkonto auf den 
Namen der F-GmbH umgeschrieben wurde. 
 
Zur Finanzierung dieses Anteilserwerbs hat die F-GmbH am 02.01.X bei ihrer Hausbank einen Kredit 
i.H.v. 70.000 € aufgenommen. Das Darlehen ist mit 3 % jährlich zu verzinsen und in einem Betrag am 
31.12.X+1 zur Rückzahlung fällig. Die in X fälligen Zinsen i.H.v. insgesamt 2.100 € hat die F-GmbH 
fristgerecht bezahlt und als Betriebsausgabe gebucht. 
 
Die Gesellschafter der Bielenberg-KG haben im März X+1 beschlossen, den zum Ende des Wj = Kj X 
in der HB/StB ausgewiesenen Jahresfehlbetrag von 166.000 € anteilig dem jeweiligen Verlustvortrags-
konto der Gesellschafter zu belasten. 
 
Bei der F-GmbH wurde daher bezüglich des o.g. Verlustanteils keine Buchung für erforderlich gehalten, 
stattdessen wurde die Beteiligung per 31.12.X in der erstellten Bilanz mit den bisherigen Anschaffungs-
kosten von 70.000 € angesetzt. 
 
Gewinnfeststellungsbescheide liegen bisher noch nicht vor.  
 
f) Gewinnverwendung 
 
Entsprechend dem Beschluss der Gesellschafterversammlung vom 30.03.X hat die F-GmbH am 04.04.X 
vom Jahresüberschuss X-1 insgesamt 25.200 € (vor Abzug der KapESt und SolZ) an die Gesellschafter 
ausgeschüttet. Der Restbetrag wurde auf neue Rechnung vorgetragen. 
 
Der Jahresüberschuss X wird – zur Finanzierung geplanter Investitionen – nicht an die Gesellschafter 
ausgeschüttet. 
 
g) Sonstiges 
 
Zum 31.12.X-1 wurden das steuerliche Einlagekonto mit 15.000 € festgestellt. 
 
 
Aufgabe: 
 
Ermitteln Sie für die F-GmbH: 
 
• das zu versteuernde Einkommen X, 
• die festzusetzende KSt und den Solidaritätszuschlag X, 
• den Jahresüberschuss X lt. Steuerbilanz, 
• den zum 31.12.X gesondert festzustellenden Bestand des steuerlichen Einlagekontos. 
 
Bei d) ist auch auf eventuelle ertragsteuerliche Abzugsverpflichtungen der F-GmbH einzugehen, die 
sich aus dem Sachverhalt ergeben. 
 
Auf allgemeine Fragen (Körperschaftsteuerpflicht, Tarif) ist nicht einzugehen. 
  
Begründen Sie Ihre Entscheidung unter Angabe der maßgeblichen Rechtsgrundlagen. 
 
Hinweise: 
 
• Sofern verschiedene Lösungsmöglichkeiten bestehen, ist das für X günstigste steuerliche Ergebnis 

zu wählen.  
 
• Erforderliche Anträge gelten als gestellt.  
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• Erforderliche Nachweise und Bescheinigungen liegen vor. 
 
• Die F-GmbH möchte für ihre Geschäftspartner nach Möglichkeit einen pauschalen Steuerabzug 

vornehmen. Auf Kirchensteuer ist hierbei nicht einzugehen. 
 
• Auf die Gewerbesteuer sowie auf umsatzsteuerliche und grunderwerbsteuerliche Auswirkungen ist 

nicht einzugehen. 
 
• Auf Cent lautende Beträge sind (auch in Zwischenberechnungen) abzurunden. 
 
• In Zweifelsfällen ist der aktuellen Verwaltungsauffassung zu folgen. 
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